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Sie lesen heute* 

S o zi alp o1itife 

Der Ausschaß für den Lastenausgleich bei der Arbeitsgemeinschaft der 
CDU/CSU ist für den 27 ./28. Janaar zu einer Sitzung nach i/ranlfurt a.M, 
einberufen worden» Er wird sich u.a. mit den Grundsätzen und Vorschlägen 
zum endgültigen Lastenausgleich befassen und dabei vor allem die Frage 
prüfen,'welche Teileand Bestimmungen des Soforthilfegesetzes übernommen 
v/erden können.» 

i st zone 

Auf Beschluß der CDU-Minister der Sowjetzone will die Ost-CDU noch im 
Janaar Besprechungen mit der SED einleiten, um grundsätzliche Fragen der 
Blockpolitik zu klären. Die größtenteils als "mißglückt" zu bezeichnende 
Entwicklung der Blockpolitik sei in erster Linie auf die falsche Inter- 
pretierung^der von der SED herausgegebenen Richtlinien durch die unterge- 
ordneten SED-Funktionäre zurückzuführen. 

Beamtenrech'b • - 

Der vom Wirtschaftsrat gebildete Fünfzehner-Ausschuß für Beamtenrecht 
nahm unter dem Vorsitz des Abg. Dr. Arndt (SPD) seine Arbeiten auf. Ihm 
gehören von der CDU/CSU an die Abgeordneten Josef Braun, Thusnelda Lang- 
Brumann, Maria Niggemeyer, Franz-Josef Strauß und Otto Weinkamm. 

Wirtschaft sVo li tlk 
tsr Landtag von Rheinland-Pfalz stimmte einem CDU-Antrag zu, der die Re- 
0ierung ersucht, dem Landtag alsbald den Gesetzentwurf für eine Handwerks 
Ordnung vorzulegen, die eine gesetzliche Ordnung des Rechtes des Handwerk; 
vorsieht. 

g o zl alp o 111 33c 

Dar Bad-isehe. Landtag beschloß? den steuerfreien Betrag auch au£ solche 
Kinder auszugeben, die Älter als 25 Jahre sind. Dadurch wird den heimkeh- 
renden Kriegsgefangenen, die z.T. schon 1937 Soldat geworden sind, die 
Möglichkeit gegeben, ihre Berufsausbildung zu erleichtern* 

WTrTschaftspolitik ^ 

Die Oro-iraktion des Landtages Rheinland-Pfalz ersuchte die Regierung in 
einem einstimmig angenommenen Antrag, die Umstellung der landwirtschaft- 
lichen Betriebe von der tierischen auf die motorische Zugleistung mit 
allen geeigneten Mitteln zu fördern. Im besonderen soll im Sinne des Je- 
dermann-Progr^mmes auf die Vereinigung und steuerliche Begünstigung bäu- 
erlicher ö-ebrauchstraktoren hingewirkt werden. 
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SPD und Ruhr-Statut 

»Jaltä des Ostens'1  überschreibt  Friedrich Stampfer  im  »Sozialdemo^rati-  . 
sehen Pressedienst"   (ir.IV/l v.   3.1.49)   seine Fritik a, LUIM   S-catut,   Sie 
gipfelt  in de* Sntzi   "Das Ruhr-Abkommen bringt WesU"U ^schlarid  in   dasselbe 
Ibhängigkeitsverhältnis  sum Festen»   in dem sich Ostdeutschland Rußland 
gegenüber befindet,   und  es bildet  für  den Abschluß  eines tfriedensvertra 
ein   nicht  geringeres  Hindernis  als die  Oder-^eiÖe-Linie«," 

Auf diesen G-rundtoh 1ST  die  ablehnende Haltung der  ^esam-e.n BIP ao-maüü 
dem Ruhr-Statut   abgestimmt.  ^'ie   auf  ein  Stichwort  der  hannoverisc •-• 
fehlszentrale hin überschlägt   sich  die  SPD-Preise  in wütenden  Ausfallen 
gep-en das  Londoner Konferenzergebnis,   Sie*wird  dabei nur noch von  den 
Kommunisten übertroffen,   deren Wortführer  in  Düsseldorf  bereits 
Repressalien gegen  Jone Deutschen  angekündigt hat,   die mit  den 
mä cht e n  zu s am)a e n ar b e i t en. 

Wi  ist  nützlich,   angesichts  dieser  Minist liehen   bnbri'vcnn^  ±y<, ihannov or   siw 
der  Situation  zu erinnern,   die  die Bekanntgabe  der TConfere.i ;ebnisse 
nach Abschluß  der Londoner  Se-chöm^chte-Verhandlungen  im ^'oa-er  vorigen 
Jahres  ausgelöst  hat.   Damals war Da  M*V*V4T  der  einzige Parteiführer, 
in richtiger Erkenntnis der politischen. Tragweite des Ruhr-Protokolls  se- 
ns warnende  Stimme  erhob,   und der  aus ernster  Sorge  um die Wirtschaftspo 
lit 
m 

Hannover  eine  gemeinsame  Front  aller  deutschen Parteien  zu  finden,   Der 
such  scheiterte,   da die  SPD,   eine  t''- - • -        '      '   ~'M     --•• ^  d^esar 
Pra/^e  ablehnte.   Die, SPD,   so   erklärte  Srich  Ollenhauer  aux  der T-- ~.; 
ÜJägung des  SPD Pcv.rteivorsty.ndes  am  29-Juni  1943,   sehe   in   der ;en 
Adenauers den Versuch,   "eine nationalistische Einheitsfront  zu bilden*, 
der  nichts  anderes bedeutet,   als  die Deutschen  in eine   Situation   zu brir - 
gen,   wie  wir  sie  seh 'bread des Jahres  1923  einmal -lur Ruhrkampf  -riebt 
nrbena'   Diese  Erklärung  loste  in  der  der  SPD n~hestehenden  Pr eine 
Reihe übler Verdächtigungen aus,   die  sieb  sei«:  rasch zu dem Vorwurf 
•jLohtGoun,  'qof5 Dr.Adenauer die nationalistischen Leide- ften aufpei 
oche und  dem Ohciuvir^SJüUS Vorschub   leiste« 

Nachdom nan  dos   fertige  Ruhr   Statut vorliegt   and  jedar   gewissenhafte  P< 
tiker  gewunden   ist,   Farbe   zu bekennen,   rau/3  auch die  SPD  fesc st ollen. 
alles  kundspitzen nichts  mehr hilft.   Die  Leisetreterei vom d 
Jahres ist  einer Ernüchterung gewichen,   die  sehr rasch zu  o: sr staun* 
lichen Entrüstung hinüber  gewechselt   ist.   Heute   sieht   auch,  dip   $?D,   am 
mit  dem Ruhr-Statut  auf  sich hat.   Damals hat   sie  die  CDU   in   übe 
verdächtigt  - beute  hat   sie   ihre  liebe  *Tot,   ihr*    ...^tiascvi        i -. /   .' 
der  Stange   zu h&lten.   Daraals hat   sich die   SPD mit  einigen   z;w- 
zur Mitarbeit bereit erklärt - heute  aj      -   - Herr  ^a- --<-•    ,jn  einem 
des Westens"«  Heute  wirft   sieh die  SPD  zur Wahrerin  de-.- nalen  ,,\ 
essen   an Ehein und  Ruhr   auf,   und   ds.uxt  fällt'der Vorwurf 
schon   Stimme aan-,ov... jene   zurück,   die   ihn vor  einem on  Jan 
so  voreilig wie  leichtf^x.tig  gogen  andere  erhoben.  Fur  in   •  Ln*ra  3 
die  SPD treu geblieben!   Wie   im Juni   so  hot   sie   auch  na  : as 
erbieten l uers abgelehnt)   die beiden großen Parteion mochten   In ei 
gemeinsamen Erklärung ihre Stellung  zum Ruhr-Statut  festloaen«  mm 
dieser  Fluchtversuch ist   zu hü ich,   als  daß  es  au: 
gelingen1 würde«   sieh der Verantwortung zu entsiehen-a 
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Sozialpolitik 
Fürsorge für die Jugend 

In Rheinland-rfalz ist kürzlich das Landesgesetz zur Erfassung und Unter- 
bringung heimatloser und gefährdeter Jugendlicher in Fraft getreten. Danach 
können Jugendliche bis zur Vollendung des IS.Lebensjahres, die sich außer- 
halb der Zucht oder des Klnwirkungsbereich.es ihres Erziehungsberechtigten, 
Lehrherrn oder Arbeitgebers umhertreiben oder betteln, zur Verhütung einer 
körperlichen, geistigen odar sittlichen Verwahrlosung aufgegriffen und 
zwecks Rückführung in geordnete Verhältnisse vorübergehend durch Beschluß 
des Vormundschaftsgerichtes in den dazu bestimmten Aufnahmeheimen in Be- 
wahrung genommen werden• 

Aufgegriffene Jugendliche müssen unverzüglich, spätestens innerhalb drei 
Tagen, dem zuständigen Vormundschaftsgerieht vorgeführt- v/erden, Das Vor- 
mund schaftsgericht entscheidet bei der Vorführung darüber, ob der Jugend- 
liche in Bewahrung zu nehmen, in die Zucht oder den Einwirlrungsbereich des 
Krziehungsberechtigten, Lehrherrn oder Arbeitgebers zurückzuführen oder zu 
Tntlassen ist. Die Bewahrung darf die Dauer von drei Monaten nicht über- 
schreiten. Sie kann auf Antrag des Jugendamtes auf weitere drei Monate 
verlängert werden« Zuständig für die Anordnung der Bewahrung ist das Vor- 
munds chaftsgericht, in dessen Bezirk der Jugendliche aufgegriffen wird« 
Über die Verlängerung entscheidet das Vormundschaftsgericht, in dessen 
Bezirk das Aufnähmeheim gelegen ist. 

Informationsdient der JiJ 

Für 
zun 

alle Bezieher des DUD, Ausgabe C, die der JU angehören,wird ab sofort, 
ächst einmal wöchentlich, der 

Informationsdienst der JU Deutschlands 

beigelegt. 

•?"ir bitten alle Angehörigen der JU, die den C-Dienst bereits vor dem 
^..Dezember 1948 bezogen haben, um ihre Anschrift, damit auch ihnen der 
Wnformationsdienst der JU zugeleitet werden kann. 
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